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2 6 5 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.
2 6 6 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes 1959 durch den Verfassungs-

gerichtshof.
2 6 7 . Kundmachung: Aufhebung der Ziffer 18 in Anlage C (Freiliste 3) und der Ziffer 11 in der Anlage D

(Verzeichnis der besonders zugelassenen Bearbeitungen und Verarbeitungen im Großhandel)
der Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen zur Durchführung des Umsatzsteuer-
gesetzes 1959 durch den Verfassungsgerichtshof.

2 6 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 31. Oktober 1961, betreffend die Be-
richtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt wird kundgemacht:

1. Die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 3. Mai 1961,
BGBl. Nr. 125, mit der die Erdöl-Bergpolizeiver-
ordnung abgeändert wird, ist wie folgt zu be-
richtigen:

In Z. 10 hat es statt „§§ 54 und 59" richtig
„§§ 54 bis 59" zu lauten.

2. Die Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
19. Juni 1961, BGBl. Nr. 153, mit der die Besol-
dungsordnung für die Beamten der Österreichi-
schen Bundesbahnen neuerlich abgeändert wird
(12. Novelle der Bundesbahn-Besoldungsord-
nung), ist wie folgt zu berichtigen:

In der Einleitung hat es statt „292/1950" richtig
„292/1960" zu lauten.

3. Das Bundesgesetz vom 21. Juni 1961, BGBl.
Nr. 166, mit dem das Liegenschaftsteilungsgesetz
abgeändert wird, ist wie folgt zu berichtigen:

In der Z. 1 hat es im novellierten Wortlaut
des § 13 Abs. 1 statt „Eigentumserwerbers" rich-
tig „Eigentumserwerbes" zu lauten.

4. Das Bundesgesetz vom 6. Juli 1961, BGBl.
Nr. 178, betreffend die Geschäftsordnung des
Nationalrates, ist wie folgt zu berichtigen:

a) Im § 15 hat es statt „Berichte des vom
Nationalrat oder von Nationalrat und
Bundesrat in internationale parlamentari-
sche Organisationen entsendeten Delega-
tionen;" richtig „Berichte der vom Natio-
nalrat oder von Nationalrat und Bundes-

rat in internationale parlamentarische
Organisationen entsendeten Delegationen;"
zu lauten.

b) Im § 75 Abs. 4 hat der zweite Satz statt
„Der Präsident reiht nach Anhörung der
Präsidialkonferenz unter Bedachtnahme auf
den Zeitpunkt des Einlangens und der
ressortmäßigen Zugehörigkeit die in der
Fragestunde zum Aufruf gelangenden An-
fragen." richtig „Der Präsident reiht nach
Anhörung der Präsidialkonferenz unter
Bedachtnahme auf den Zeitpunkt des Ein-
langens und die ressortmäßige Zugehörig-
keit die in der Fragestunde zum Aufruf
gelangenden Anfragen." zu lauten.

Gorbach

2 6 6 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 2. November 1961 über die Auf-
hebung von Bestimmungen des Umsatz-
steuergesetzes 1959 durch den Verfassungs-

gerichtshof.

Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß den Bestimmungen der § § 6 4 und 65 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 13. Oktober 1961, G 4/61,
V 12/61, den ersten, zweiten und dritten Satz
der Z. 4 im § 4 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes
1959, BGBl. Nr . 300/1958, als verfassungswidrig
aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tri t t mit Ablauf des
31. März 1962 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Regelungen treten nicht
wieder in Kraft.

Gorbach
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2 6 7 . Kundmachung des Bundesministeri-
ums für Finanzen vom 7. November 1961,
betreffend die Aufhebung der Ziffer 18 in
Anlage C (Freiliste 3) und der Ziffer 11 in
Anlage D (Verzeichnis der besonders zuge-
lassenen Bearbeitungen und Verarbeitungen
im Großhandel) der Verordnung des Bundes-
ministeriums für Finanzen vom 19. Feber
1959, BGBl. Nr. 55, zur Durchführung des
Umsatzsteuergesetzes 1959 durch den Ver-

fassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 61. des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 13. Oktober 19.61, Z. G 4/61,
V .12/61, die Ziffer 18 in Anlage C (Freiliste 3.)
und die Ziffer 11 in Anlage D (Verzeichnis der
besonders zugelassenen Bearbeitungen und Ver-
arbeitungen im Großhandel) der Verordnung des
Bundesministeriums für Finanzen vom 19. Feber
1959, BGBl. Nr . 55, zur Durchführung des Um-
satzsteuergesetzes 1959 als gesetzwidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung tr i t t mit Ablauf des
31. März 1962 in Kraft.

Klaus


